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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. April 1964 

6 — 71000 — 5230/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Die Bundesregierung hat den als Anlage beigefügten 


Zweiten Fünfjahresplan zur weiteren Ein- 
gliederung von Vertriebenen und Sowjet- 
zonenflüchtlingen in die Landwirtschaft der 
Bundesrepublik Deutschland 


beschlossen. 

Dem Herrn Präsidenten des Bundesrates ist eine Abschrift 
dieses Schreibens nebst Anlage übersandt worden. 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universiläts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Anlage 


Zweiter Fünfjahresplan der Bundesregierung zur weiteren Eingliederung 
von Vertriebenen und Sowjetzonenflüchtlingen in die Landwirtschaft der 

Bundesrepublik Deutschland 


1. Der von der Bundesregierung am 12. Februar 1959 
beschlossene (Erste) Fünf jahresplan zur weiteren 
Eingliederung von Vertriebenen und Sowjetzo- 
nenflüchtlingen in die Landwirtschaft der Bun- 
desrepublik Deutschland, dem der Bundestag 
und der Bundesrat zugestimmt haben, endete 
am 31. Dezember 1963. 

2. Nach dem Ergebnis einer Erhebung über Umfang 
und Zusammensetzung des vertriebenen und ge- 
flüchteten Landvolks sowie der Eingliede- 
rungswünsche der nach § 35 des Bundesvertrie- 
benengesetzes (BVFG) antragsberechtigten Be- 
werber erachtet es die Bundesregierung für er- 
forderlich, die weitere Eingliederung von Ver- 
triebenen und Sowjetzonenflüchtlingen in die 
Landwirtschaft auf der Grundlage eines Zweiten 
Fünfjahresplans (1964/68) durchzuführen. 

3. Die Bundesregierung hat bei der Aufstellung 
dieses Zweiten Fünf jahresplanes die augenblick- 
lichen Verhältnisse und gegebenen Möglichkei- 
ten berücksichtigt. Sie rechnet auf Grund ihrer 
Erfahrungen damit, daß in dem Zweiten Fünf- 
jahresplan insgesamt höchstens 40 000 Bewerber 
aus dem Personenkreis des § 35 BVFG überwie- 
gend auf Nebenerwerbsstellen wieder mit Grund 
und Boden verbunden werden können. Die An- 


wärter sollen im möglichen Umfange auf Voll- 
bauernstellen, im übrigen auf käuflich erworbe- 
nen oder neu errichteten Nebenerwerbsstellen 
angesetzt werden. Einer Ansetzung auf Voll- 
bauernstellen stehen gleich die zur Anpassung 
der Landwirtschaft an die EWG notwendigen 
Besitz- und Betriebsfestigungsmaßnahmen für 
Vollbauernstellen vertriebener und geflüchteter 
Landwirte und die Umsetzung bewährter Pächter 
auf Eigentumsbetriebe. 

4. Der Finanzierungsbedarf für die nach § 46 BVFG 
von der Bundesregierung für die Jahre 1964 bis 
1968 aufzustellenden Siedlungsprogramme, in die 
sich der Zweite Fünf jahresplan gliedert, und für 
die Maßnahmen nach § 3 des Siedlungsförde- 
rungsgesetzes wird auf jährlich 700 Millionen 
DM oder insgesamt 3 500 Millionen DM veran- 
schlagt. Dieser Betrag ist vom Bund und von den 
Ländern im bisherigen Anteilsverhältnis und 
vom Ausglcichsfonds aufzubringen. 

5. Die Bundesregierung wird dafür eintreten, daß 
der von den Gesamtkosten des Zweiten Fünf- 
jahresplans auf den Bund entfallende Anteil be- 
reitgestellt und im übrigen die Finanzierung des 
Gesamtplans sichergestellt wird. 
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